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Katowice, am 10. Februar 1938 


Nachdruck nur@mit Queilenangabe gestattet, 


bisher noch keine Ge- 
legenheit versäumte, die Oeffentliebkeit davon 


wohl die Kaufmannschaft 


Kenntnis zu setzen. Dies ist in erster Linie der sehr 
ausgedehnte Hausiererhandel, der die Preisgestaltung 
ungesund beeinflusst. und eine reelle Kalkulation 
des ehrlichen Kaufmanns durch unreelle Konkurrenz 


-Tariiverhandlungen 
‘im Handel 
ährdet. 
Bekanntlich baben die Verbände der kaufmän- gef 5 
nisehen Viereine den vom Ministerium für allge- 


mein vArbindlich erklärten Manteltarif gekündigt. 
Die Angestelltengewerkschaften: haben mit Schreiben 
vom 30. 11. 1937 eine Gehaltserhöhung von 20 % be- 
 ginnend mit dem 1. XII. 1937 gefordert. Da die pa- 
ritätisehen Verhandlungen ergebnislos verlaufen 
sind, beantragten die Gewerkschaften die Verhand- 
lungen beim Schlichtungsausschuss, Der Schlich- 


sätze im. Handel um 7% -erhöht und zwar beginnend 


$o mif dem 1, Januar l. Js. Ausgenommen :von der 

A  Eihöbunz sind die Bezüge für die Lehrlinge. 

a reg Gehajtstabelle gilt bis zum 31. De- 
zember 1938. 


Der ve kaufmännischer Vereine war bei 
den Verhandlungen vor dem Schliehtungsausschus® 
durch Herrn Dr. Gawlik vertreten. Seitens der An- 
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jewski die - Forderungen einer Gehaltser- 

höhung um 20% und verlangte die allmähliche An- 
- - passung der Gehälter der Handelsangestellten añ 
den Gehaltstarif der Schwerindusfrie. 


Die Begründung für diese Forderung läge in 
der Besserung der Wirtschaftslage. Die Vertreter 
der Kaufmannschaft lehnten eine Gehaltserhöhung 

um 20% ab, da eine solche Forderung sich mit den 
gegenwärtigen wirtschaftlichen Verhältnissen ins- 
besondere im Handel nicht vereinbaren! lassen. Eine 
Aufbesserung der Gehälter im Handel’ wäre in die- 
#; a ser Zeit nur sehr schwer tragbar. 


Te Es sei zugegeben, dass eine Besserung der wirt- 
hafıliehen Lage eingetreten; ist, von kder bisher 
aber nur einige Industriezweige einen Nutzen ge- 
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a ; haben, nicht aber der Handel, der die Folgen 
ER der langen; Wirtschaftskrise noch keineswegs über- 
S wunden, sondern noch lange Zeit brauchen wirt, 


um die erlittenen Verluste aufzuholen. Wohl spie- 
= gle sich die Besserung der ‘Wirtschaftslage in der 
| Zunahme der Besechäftigungsziffer wieder, ihr Ein- 
an auf dio Handelsunternehmungen ist aber noch 
r gering. Die Wiederbeschäftigten; sindi jedoch 
>al we als vollwärtige Konsumenten anzusprechen, da 
PL Ess Betmindestens noch aus der Zeit ihrer Arbeitslo- 
igKeit verschuldet sind und ein Teil ihres. Bin- 
Kor durch Schuldentilgung gebunden ist. Es 
ist ferner zu berücksichtigen, dass ein weiterer 
Teil des Einkommens der Weiterbeschäftigten durch 
= Anschaffung von Waren ersten. Bedarfs in An- 
$ Spruch genommen: wird, an deren Umsatz die Kauf- 
PE mannschaft| nur zu einem sehr geringen Teil parti- 
a fiziert, Tatsache ist, dass der grösste Teil der Han- 
N i delsbranehe von einer Zunahme der Kaufkraft über- 
| J ‚haupt noeh nichts verspürt, was auch. nicht ver- 
= wunderlich ist, da die Statistik der Arbeitslosen 
Am der Wojewodschaft Sehlesien immer noch die 
hohe Zahl von 81.924 Personen ausweist und ausser- 
dem von der Industrie Feierschichten und turnus- 
mässige' Beurlaubungen durchgeführt werden, 


Zur Beurteilung der wirtschaftlichen; 'Verhält- 
nisse im Handel müssen auch jene Umstände be- 
 rücksichtigt werden, die sich immer noch als eine 
schwere Beeinträchtigung des Handels erweisen; ob- 


 hangsausschuss hat in seiner Sitzung die Gehalts- j- 


gestelltengewerkschaften begründete Sen. Macie-[' 


Was die Forderungen der Angestelltengewerk- 
schaften auf allmähliche Anpassung der Gehälter 
an die Tarife der Schwerindustrie anbelangt, so 
mussten; die Vertreter der Kaufmannschaft schon 
allein aus der Erwägung, dass die Verhältnisse in 
der Schwerindustrie mit denen im Handel nicht zu 
vergleichen sind, diesem Venangen widersprechen. 


Die Schwerindustrie ist Hurch die Organisation 
ihrer Produktion und des Absatzes stets in der 
Lage, eine sichere Grundlage für die Berechnung 
ihrer Handelsunkosten zu besitzen, was im Handel 
niht der Fall ist, der den Schwankungen im Wirt- 
schaftsleben jederzeit mit einem grossen Risiko 
ausgesetzt ist. 


Vorsehriften über 


Ferner muss auch die Eigenart des Verhältnisses 


in | zwischen dem Kaufmann und seinen Angestellten 


berücksichtigt werden, denn das bestehende patri- 
archalische Verhältnis wird nicht durch ein nüch- 


ternes Dienstvertragsverhältnis ersetzt, wie in der 


Schwerindustrie, die bei absteigender Konjunktı 
ihre Angestellten auf die Strasse setzt, während. T: 
anständige Kaufmann bedacht ist, sein Personal 
auch in schlechteren Geschiftimeiien durchzubrin- 
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heilt Erkrankungen der a TAE 


gen, um von einem ständigen Angestellten werk 
versehont zu bleiben. 


Alle diese Argumente, die von dem Vertreter 


der, Kaufmannschaft bei den Verbandlungen. dem, 
Schliehtungsausschuss vorgetragen wurden, sind 
nicht ohne Eindruck geblieben und haben den Er- 
folg gehabt, dass die Forderungen der Angestellten- 
gewerkschaften auf ein bereehtigtes Miass zurückge- 
führt werden konnten. 


die Beschäftigung 


von Unabhängigkeitskämpiern 


Die gesetzgebenden Körperschaften haben durch 
das Gesetz betr. Sicherstellung der Beschäftigung und 
Versorgung der Teilnehmer an den Kämpfen um 
die Unabhängigkeit des polnischen Staates für dieje- 
nigen Staatsbürger, die sich in den Kämpfen um die 


Unabhängigkeit des polnischen Staates Verdienste 
erworben haben, die Sicherstellung ihrer Existenz 


geschaffen. 

Das Gesetz vom 2. Juli 1937 (Dz: Ust. R. P. Nr. 59, 
Pos. 464 ist am 4. August 1937 veröffentlicht wor 
den und ist seit diesem Tage rechtswirksam. Hs 
schafft für die Unabhängigkeitskämpfer nene Ar- 
beitsplätze, trifft besondere Schutzvorschriften für 
die Dienstverträge der bereits in Beschäftigung ste- 
henden, räumt ihnen Vorrechte bei der Besetzung 
vom Arbeitsstellen ein und sieht ausserdem Bestim- 
mungen über die Versorgung der arbeitsunfähigen 
Unabhängigkeitskämpfer und deren Angehörigen, 
bezw. deren: Hinterbliebenen durch den Staat vor. 
Zu diesem Gesetz ist im Dziennik Ustaw R. P. 
Nr. 4, Pos. 27 am 24. Januar 1938 die Ausführungs- 
verordnung veröffentlicht worden. $ 
ı Wie bereith erwähnt, enthält das’ Gesetz ne- 
ben der Versorgung durch den Staat für die Unab- 
hängigkeitskämpfer noch die Sicherstellung ihrer 
Existenz im Wirtschaftsleben und legt daher allen 
Institutionen, soweit sie als Arbeitgeber im Frage 
kommen, verschiedene Verpflichtungen auf. 

Das- Gesetz bestimmt, dass alle Institutionen 
und ‘Anstalten mit öffentlieh-reehtlichem Charak- 
Mery sowie alle Industrieunternehmungen {und Ar- 
beitsbetriebe, unabhängig davon, ob sie Eigentum 
des Staates, von Selbstverwaltungskörperschaften 
oder Privateigentum sind, die Pflicht haben, auf 
je 33 Arbeitnehmer mindestens 1 Person zu be- 
sehäftigen, die gemäß den Vorschriften des Gese’zes 
als Unabhängigkeitiskämpfer zu betrachten sind, 
Arbeit. suchen, zu dieser fähig sind, von den zuständi- 
gen Behörden oder durch das Institut der Arbeits- 
vermittlung zugewiesen werden. 


au 


Dieser Verpflichtung unterliegen gleichfalls alle | hängigkeitskämpfer 


$ 


Arbeitgeber, die Saisonarbeiten ausführen und 
zwar: Baw, Erd-, Pflaster, Wege, Eisenbahn-, 
Wasserbau-, Regulierungs- und Meliorationsarbeiten. 
Als Grundlage zur Berechnung dafür, wieviei 
Unabhängigkeitskämpfer der 
schäftigen hat, gilt die Gesamtzahl aller; in; dem 
Unternehmen einschliesslich der in den Teil- und 
Nebenbeifrieben beschäftigten Arbeitnehmer 


Aendert sich die Zahl der Arbeitnehmer in den 
Betrieben von Zeit zu Zeit, dann ist als Grundlage 
zur Berechnung der Anzahl der zu Beschäftigenden, 
jeweils dis Durehschnittzahl der Beschäftigten im 
Vormonat; zu nehmen Eine Ausmahme bilden die 
landwirtschaftlichen Betriebe, wo als Grundlage zur 
Berechnung nur die Zahl der durch das ganze Jahr 
hindurch 
nehmen ist. 


Beschäftigt der Arbeitgeber Angestellte und Ar- 


beiter, dann hat er auf je 33 Angestellte wenigstens 
1 Angestellten und auf je 33 Arbeiter wenigstens $ 
Arbeiter von den Unabhöngigkeiiskimpfern zu be- 
schäftigen. 

In solehen Fällen, in denen die Gesamtzahl der 
beschäftigten Angestellten und Arbeiter mindestens 
33 beträgt oder wenn nach Durchführung der Tei- 
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Arbeitgeber au be- 


ständig beschäftigten Arbeitnehmer zu 
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lung in Angestellte und Arbeiter die Restzahl sich _ A 


noch auf 33 beläuft, entscheidet das zuständige Ar- 


beißsvermittlungsamt darüber, ob ein Angestellter a 
oder ein Arbeiter zu beschäftigen ist, unter Berück-. 


sichtigung der Anzahl der in diesem Betrieb beschäf- 
tigiþn Angestellten und Arbeiter, bezw. der beim 
Arbeitsvermittlungsamt registrierten Anzahl der 
Angestellten und Arbeiter. 


Hat der Arbeitgeber am Tage des Inkrafttre- 
tens des Gesetzes, d. i. am 6. August 1937 eine 
grössere Anzahl von Unabhängigkeitskämpfern 
als im Giesete vougesehen, beschäftigt, also mehr 
als einen auf 33 Beschäftigte, dann darf innerhalb 
von 5 Jahren die Anzahl der beschäftigten Unab- 
nicht vermindert werden. 
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Znr Abgabe der Steuererklärungen 


In Anbetracht des nahen Termins für die Ein- 
reichung der Umsatz- und Einkommensteuererklärung 
bringen wir nachstehend die entsprechenden Vor- 
schriften der Steuerordnung und der Ausführungsbe- 
stimmung. 


Soweit es sich um die Umsatzsteuererklärung han- 
delt, so sind folgende Handelsunternehmen zur Ab- 
gabe einer solchen Erklärung verpflichtet: Juristi- 
sche Personen (Aktiengesellshaften, G.m.b.H. und 
Genossenschaften). Einzelkaufleute, die Handelsbü- 
eher führen. und Kaufleute, die keine Handelsbü- 
eher führen, wenn sie Patente I. und II. Kategorie 
auskaufen. Zur Abgabe der Erklärung sind Ferner 
Personen verpflichtet, die eine Gewerbetätigkeit aus- 
üben (Vermittler, Makler usw.), sofern sie ein Pa- 
tent I. und II. Kategorie auslösen. Schliesslich sind 
noch alle diejenigen. Steuerzahler zur Abgabe einer 
Steuererklärung verpf3iehtiet, die ‘oben nicht ge- 
nannt sind, aber individuell aufgefordert wurden, 
eine solehe Erklärung abzugeben. 

Zu berücksichtigen ist, dass die Erklärung für 
jeden -Handelsbetrieb gesondert eingereicht werdeu 
muss, ohne Rücksicht auf die Kategorie des Patents. 
Wenn also irgend ein Unternehmen beispielsweise an 
einem Ort drei Läden unterhält, so müssen «rei 
Umsatzsteuererklärungen, d.h. von jedem Geschäft 
gesondert} eingereichf werden, Die ! Erklärungen 
müssen bei den zuständigen. Finanzämtern einge- 
reicht werden; Aktiengesallschaften und G. mb. 4H., 
deren Steuer von der Finanzkammer festgesetzt wird: 
reiehen die Erklärung bei der Finanzkammer ein. 


Einkommensteuererklärungen müssen auf be- 
sonderen Formularen eingereicht werden, die beiden 
Finarzämtern kostenlos erhältlich sind, Der Erklä- 
ung ist auf "dem besonderen Formular, das eben- 
falle beim Finanzamt zu haben ist, eine Aufstellung 
derjenigen Umsätze beizufügen. die von der Um- 
satzsteuer befreit sind und ein Ausweis der Umsätze 
mit Artikeln, die der päuschalisierten Umsatzsteuer 
unterliegen. In dieser Aufstellung muss auch eine 
Zusammenstellung der sogenannten. inneren Betriebs- 
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‚Der Sozialminister kann im Einvernehmen mit 
dem. Handelsminister bezw. den zuständigen Mini- 
sterien für einzelne Betriebe und Unternehmunger 
öder Gebietsteilen eine höhere Norm, als im Gesetz 
vorgesehen, festsetzen, um in dem betr. Gebietstcil 
allen Unabhängigkeitskämpfcrn eine Beschäftigung 
zu siehern. 

Der Arbeitgeber kann den Dienstvertrag mit 
einem Unabhängigkeitskämpfer nur aus ‚einem 
wichtigen Grunde lösen, wobei als wichtiger Grund 
«ie in den Gesetzen über den Dienstvertrag der An- 
gestellten, bezw Afbeiter enthaltenen Bestimmungen 
Geltung haben. Bej Entlassung eines Umabhängig- 
keitskämpfers infolge Arbeitsunfähigkeit ist der 
Arbeitgeber verpflichtet: im Rahmen der frei gewor- 
denen Arbeitsplätze ein Familienmitglied des Ent- 
lassenen zu beschäftigen, auf dem die Unterhal- 
tungspflieht für die Familie ruht, ‚wenn er Arbeit 
sucht, und für diese Arbeit ‚fähig ist. 

Die Arbeit, die den Umabhängigkeitskämpfern 
überwiesen wird, hat seiner Zugehörigkeit zur Ka- 
tegorie der Angestellten oder der Arbeiter und fer- 
ner seiner physischen Fähigkeit zu entsprechen. 

Die Entlohnung für die Arbeit darf nieht 
niedriger sein, als die der in diesem Betrieb 
beschäftigten Personen, die dieselbe oder eine ähn- 
liehe Tätigkeit ausüben, 

Alle Betriebe. die nach diesem Gesetz zur Be- 
sehäftigung von Unabhängigkeitskämpfern verpflich 
tet sind, haben innerhalb einer Frist von 30 Tagen, 
vom Tage der Rechtskraft der Ausführüngsverord- 
mung an, d. i. vom 24. Januar 1938 oder vom Tage 
der Inbetriebsetzung des Unternehmens der zustän- 
digen Stelle, eine Aufstellung mit folgenden Anga- 
ben zu übersenden: 

1) die Anzahl der im Betrieb beschäftigten An- 

gestellten, und Arbeiter, ! 

2) ein namentliches Verzeichnis der Teilnehmer an 
den Unabhängigkeitskämpfen:. die im Betriebe 
l beschäftigt sind, mit Angabe des Grundes, 
weshalb. die Einreihung unter die Unmabhän- 
zigkeitskämpfer erfolgt. Von der Meldung 
sind diejenigen Arbeitnehmer nicht! betroffen, 
die auf Grund des Kriegsinvalidenversorgungs- 

@esetzes vom 17, IH. 1932 Beschäftigung ^n- 

den; 

3) Die Amzahl der Arbeitsplätze, die auf Grund 
dieses Gesetzes noch durch Unabhängigkeits- 
kämpfer zu besetzen sind. 

Jeder Arbeitgeber ist ferner verpflichtetz das 
zuständige Arbeitsvermittlungsamt innerhalb von 30 
agen; gereclinet von dem Tage an, an dem der Um 
stand eingetreten ist, -vom Nachfolgenden zu be- 
naechrichtigen und zwar: 

1) von der Beendigung des Arbeits- bezw. Dienst- 
vertrages mit den Unabhängigkeitskämpfern; 

2) von einer sölehen Erhöhung der Zahl der be- 
sehäftigten Arbeiter und Angestellten, dureh 
welehe die Verpflichtung entsteht, eine entspre- 
ehend höhere Anzähl von Unabhängigkeits- 
kämpfern zu beschäftigen. 

Als Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes gel- 
ten nieht Betriebe aller Art. die weniger als 33 Ar- 
beitnehmer beschäftigen. j 
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umsätze enthalten sein. 


Sofern in den Büchern, die der Steuerzahler 
führt, die entspreehenden Umsätze, die von der Steuer 
befreit sind, d.h. Umsätze aus Kauf- und Verkaufs- 
geschäften auf den einheimischen Börsen, aus dem 
Export und aus dem Verkauf von Artikeln, die der 
Staffelsteuer unterliegen, die Umsätze mit verschie- 
denen Steuersätzen und die inneren Umsätze nieht 
aufgeführt sind, so müssen die betreffenden Unter- 
nehmen bei der Einreichung der Steuererklärung be- 
sondere Aufstellungen dieser Umsätze anfertiegen 
und diese dann der Erklärung beifügen. 


Soweit es sieh um die Einkommensteuer handelt, 
sind zur Abgabe der Steuererklärung verpflichtet: 1. 
juristische Personen (Aktiengesellschaften, G, M. 
B. H., und Genossenschaften), 2. Kaufleute, die die 
üblichen oder einfachen Bücher führen. und das 
unabhängig von der Grösse des erzielten Abkom- 
mens. Steuerzähler, die keine Bücher führen, haben 
eine Einkommensteuererklärung nur dann einzurei- 
ehen, wenn sie ein Gewerbepatent II. Handelskatego- 
rie einlosen. 


Steuerzahler, die Bücher führen, haben der 
Einkommensteuererklärung die Schlussbilanz des 


Umsatzjahres sowie die Gewinn- und Verlustrech- 
nung beizufügen. Juristische Personen müssen über- 
dies die Abschrift des Protokolls der Generalversamm- 
lung mit einreichen, in der der Rechnungsabschluss 
bestätigt wurde und die Abschrift des Revisionsbe- 
richtes. 

Steuerzahler, die einfache Handelsbücher führen, 
müssen der Einkommenstenererklärung eine Auf- 
stellung des Inventars, die Gewinn- und Verlust- 
reehnung und die Bereehnung des Einkommens bei- 
fügen, 


Der Termin für die Einreichung der Steuererklä- 
rungen läuft für physische Personen am 1. März ab, 
für juristische Personen am 1. Mai. Wenn der Ter- 
min nieht eingehalten wird. kann eine Geldstrafe 
bis zu‘ 500,— Zloty verhängt werden. 


Personen, die ausgezeichnet sind und die ihre 
Teilnahme an den Kämpfen um die Unabhängigkeit 
nachweisen, haben bei gleiehen Qualifikationen ein, 
Vorrecht, bei der Besetzung von freien Arbeitsstel- 
len bei den Behörden, in Betrieben. und Anstalten 
des Staates und der Selbstverwaltungskörperschaf- 
ten; sowie bei solehen Unternehmungen, die dureh 
den’ Staat subventioniert oder eonzessioniert werden. 

Als Unahbhängigkeitskämpfer gelten jalle Per- 


sonen, die mit dem Unabhängigkeitskreuz mit 
Schwertern oder mit dem Unabhängigkeitskreuz 


oder mit der Unabhängigkeitsmedaille ausgezeich- 


Mittwoch 


den 16. Februar cr. 
2. Vortragsabend 


über das Thema: 


„Was jeder Arbeitgeber wissen muss“ 


Im Sale der „Erholung“. 
Katowice — 20 Uhr. 


net sind (die Ausführungsverordnung. erwähnt im 
Gegensatz zum Gesetz unter den Ausgezeichneten 
nur Imhaber des WUnabhängigkeitskreuzes mit 
Schwertern und das Unabhängigkeitskreuz), ferner 
solehe Personen, die keine Auszeichnungen besitzen. 
jedoch den Nachweis führen können: dass sie an 
den Kämpfen für die Umabhängigkeit des polni- 
schen Staates teilgenommen haben. In weleher Weise 
die Teilnahme an den Kämpfen nachgewiesen wer- 
den soll, bestimmt der Kriegsminister. 

Die Teilnehmer an den Umabhängigkeitskämp- 
fen, die arbeitsfähig sind” und Arbeit suchen, 
haben sieh bei der für ihren Wohnsitz zuständigen 
Institution für Arbeitsvermittlung rfegistpieren! zu 
lassen. Als Arbeitsfähig wird derjenige Unabhängig- 
keitskämpfer angesehen, wenn er das 65. Lebensjahr 
noch nieht! vollendet hat und nicht über 66 °/, 
Prozent erwerbsunfähig ist. Der Grad “der 
Erwerbsunfähigkeit wird durch einen beamteten 
Arzt festgestellt, 

Als zuständige Stelle für die Durchführung der 
Bestimmungen (dieses Gesetzes werden die Wojewod- 
kchaftsbürds des; Arbeitslosenfonds bestimmt. Im 
Bereich der Wojewodschaft Schlesien sind als die 
zuständigen Behörden die Arbeitsvermittlungsämter 
anzusehen, Die genannten Stellen haben nieht nur 
das Recht der Arbeitsvernittlung und «der Regi- 
strierung, sondern auch das Kontrollreeht darüber, 
ob alle Arbeitgeber dem Verlangen (dieses Gesetzes 
nachkommen. 

Die Arbeitsvermittlungsämter sind verpflichtet, 
auf die freien Arbeitsplätze in erster Linie’ die re- 
gistrierten. arbeitslosen Umabhängigkeitskämpfer zu 
vermitteln. 

Das Arbeitsvermittlungsamt überweist nach Er- 
halt der Ausweise über die Arbeitsplätze, auf de- 
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nen die Unabhängigkeitskämpfer zu beschäftigen 
sind, den Unternehmungen eine entsprechende Zahl 
kegistrderter |Unabhängigkeitskämpfer; Die 'Unter- 
nehmen sind verpflichtet. die auf sie entfallende 
‘Amzah! von; Unabhängigkeitskämpfern, die ihnen 
dureh das Arbeitsvermittlungsamt überwiesen wor- 
den sind, innerhalb einer Frist von 14 Tagen. vom 
Tage der Ueberweisung an, zu beschäftigen und 
ferner dem Arbeitsvermittlungsamt innerhalb von 14 
Tagen vom Tage der Beschäftigug an, hiervom- 
Kenntnis zu. geben. 

Bei Zuwiderhandlungen; gegen dieses Gesetz ist 
eine Strafe im Administrationswege bis 6 Wochen 
Haft oder eine Geldstrafe von 200,—- bis 2,000, — Zi. 
vorgesehen. i 

Bei Betrieben mit öffentlich-rechtlichem Cha- 
jakter oder vou Selbstverwaltungskörperseaften, 
oder bei denen, die unter Staatsaufsicht stehen, und 
in denen der verantwortliche Leiter in einem öffent- 
lich-rechtljichem Dienst)verhältnis steht, ist im 
Zuwiderhandungsfalle die nächst höhere Instanz zt 
benachrichtigen, die gemäss den: Dienstvorschrif- 
ten den die gesetzlichen Bestimmungen Ueberschrei- 
tenden zur Verantwortung zu ziehen hat. 
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| Neue Gesetze und Verordnugen 


Dziennik Ustaw R. P. 
Nr. 3. v. 19. I. 1938. 

Pos. 15. Abänderung des Sozialversicherungsge- 
setzes, 

Nr, 4.. v. 24. °T. 1938. 

Pos. 23. Verzollung von norwegischem Käse, 

Pos. 24. Verzollung von finnländischem Käse. 

Pos. 27. Sieherstellung von Arbeit und Versorgung 
für Unabhängigkeitskämpfer, 

Pos. 28. Polnisch - türkischer Verreehnungsverkehr. 

Pos>2R Neue Eisenbnhnßarifsbestimmungen, 

Nr. 6. v. 31. T. 1938. 

Pos. 34. Abgeänderte Vorschriften über 
gnung für Eisenbahnzwecke. 

Nr. ‚7. v..5.:11: 1838. 

Pos. 43. Abänderung der Bestimmungen über Gesel. 
lenprüfungen. 

Nr.'8 v. 9. TI. 198. 

Pos. 50. Nachweis der Teilnahme an den Unabhängig- 

© keitskämpfen, ; 
Monitor Polski. ? 
Nr. 16. v. 21. T. 1938. 

Pos. 12. Ausgeloste Prämien der 3%-igen Tnvesti- 
tionsanleihe vom Jahre 1935. 

Dziennik Urzędowy Ministerstwa Skarbu, 7 

' ; Nr. 1. v. 10. I, 1938. ; x 

Pos. 17. Aufsicht über den Waren- und Personen- 
verkehr mit der Freien Stadt Danzig: 

Pos. 19. Zinshöhe von Staatspapieren. 

Pos. 22. Beurteilung der Ordnungsmässigkeit der 
Handelsbücher. 

Pos. 27. Zuständigkeit für Berufungen gegen Straf- 
entscheide vor Inkrafttreten der Steuer- 
ordnung. 

a Nr, 2. v. 20. 'T. 1988: 

Pos. 55. Verzollung von Krawatten und Proben aus 
Seide. 

9. Neue Bestimmungen über Acereditive lau- 
tend auf die Tschechoslowakei im Devisen- 
verkehr. . 

Nr. 3. v. 34. T. 1988. j 

Pos. 73. Annahme der Obligationen der 4%-gen Kon- 

`  solidierungsanleihe als Kaution und Va- 
dium, 

Pos. 75. Verwendung der Genehmigungen 

ermässigungen und Zollbefreiungen. 

Pos. 88. Neue Devisenbestimmungen über Aufbe- 
wahrung von ausländischen Wertpapieren, 

Dziennik Ustaw Śląskich. i 
"Nr. 1. v. 22. I. 1938. ye 
Pos. 1. Prämierung mechanischer Fahrzeuge. 
Nr, 2. v. 4. H. 198. 
tesetz fiber Gemeindewahlen. 
Gazeta Urzedowa Woj. Śl. ` ai 
Nr. Y YV. 12. i 1938. 2 

Pos. 2. Betr. Stempelgebühren für Anträge 
nr Ausstellung von Pässen, 

Kr. 3. v. 25. T. 1938. Be 

Pos. 21. Projekte neuer Industrieanstalten, < 

j Nr. 4. v. 31. 1. 4938. 

Pos. 23. Wohnungsbaukredite des Schlesischen Wirt- 

© sehaftsfonds für das Jahr 1938, Die näheren 
Einzelheiten sind aus dem in unserer Gə- 
schäftstelle ausliegenden Text ersichtlich. 

Pos, 26. Steuerfreiheit für Rassehunde. 

Pos. 29. Umtausch der Kontrollkarten für mechani 

- sehe Fahrzeuge, 

Pos. 31. Osffentliche Ausschreibungen. 


die Ennteig- 
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Pflichten registrierter Kaufteute.. 


Sämtliche Kaufleute, welche Unternehmen grös- 
seren Umfanges führen, sind zur Registrierung im 
zuständigen Bezirksgericht verpflichtet. Dabei geben 
wir bekannt, dass die Ansicht vieler Unternehmer 
falsch ist, nämlich dass als Unternehmen grösseren 
Umfanges nur dasjenige zu gelten hat, dessen Jah- 
resumsatz 100.000 überstiegen hat. Seit dem Jahre 
1956 gilt bereits die neue Bestimmung: dass Unah- 
hängigkeit von der Höhe des erzielten Umsatzes 
sämtliche Unternehmungen als Unternehmungen 
grössereen Umfanges gelten, welche Industriepatenie 
der I. — V. Industriekategorie gelöst haben, sämtii- 
che Unternehmen der I. Handelskategorie, sowie 
sümtfiehe - Detailgeschäfte, Transport-, Speditions-, 
und Kommissionsunternehmen, sowie Handelsver- 
mittlangsunternehmen der II. Handelskategorie. Le 
diglieh Industrielle, welche Industriepatente der 
VI. — VII. Industriekategorie gelöst haben, oder 
Kaufleute, welche Patente der III. — V..Handelska: 


tegorie gelöst haben, werden als Unternehmungen 
‘grösseren Umfanges angesehen. wenn sie "einen 


Jahresumsatz von 100.000 zł. erzielt haben. Der Wort- 
Jaut dieser neuen Bestimmung liegt in unserer Re- 
aktion zur Einsichtsnahme aus. 


Wir erinnern ferner daran, dass jeder registrierte 
Kaufmann verpflichtet ist, ‘ordnungsmässige Han- 
deisbücher zu führen und innerhalb -der ersten 3 
Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres dem Regi- 
stergerieht die Inventur und Bilanz vorzulegen. 
Diese Frist läuft in der Mehrzahl der Fälle am ŝi. 
März ab. Firmen, welche dieser Verpflichtung nicht 
nachkommen, unterliegen einer Geldstrafe bis zu 500 
zl. Gesellschaften, m. b. H. und Aktiengesellschaften 
sowie alle übrigen juristischen Personen haben dem 
Registergericht die vorgenannten Dokumente inner- 
halb von 2 Wochen nach Bestätigung der Jahresbi- 
lanz durch das dazu berufene Gesellschaftsorgan 
vorzulegen. 


Kaufleute, welehe früher registrierte Kaufleute 
waren, behalten diese Eigenschaften, sofern sie nieht 
auf Grund des von ihnen eingereichten Antrages aus 
dem Handelsregister gestrichen werden und sind 
deshalb ebenfalls verpflichtet, die vorgenannten Do- 
kumente dem Registergericht: vorzulegen. 


Inid. Märkte, Industrieen 


Verlängerte Geschäftszeit und offene Sonntage. 


Der Magistrat der Stadt Katowice hat die Offen- 
haltung der Geschäfte an folgenden: Sonntagen des 
Jahres 1938 genehmigt: 10. April, 29 Mai, 4, 11, 
u. 18. Dezember. 

An diesen Sonntagen dürfen die Geschäfte in 
“er Zeit von 13 bis 18 Uhr offen gehalten werden. 

Ferner dürfen die Geschäfte an folgenden Wo- 
chentagen des Jahres 1938 bis 20 Uhr geöffnet blei- 
ben: 

38. Februar, 12. ı . April, 2. Mai, 4. u. 15. Juni, 
13. August, 1..u. 31. Oktober, 30. November, 3., 10. 
17., 21.-'22., 23., u. 31. Dezember. 

Am 24. Dezember dürfen die 

47 Uhr geöffnet sein. 


tesehäfte nur bis 


Kein Mieterschutz für nach dem 1, Januar bezogene 
Wohnungen. 


Obwohl die gesetzgebenden Körperschaften die 
Gesetzvorlage der Regierung, die eine  gestaffelte 
Aufhebung des Mieterschutzes vorgesehen hat, ab- 
‚gelehnt haben. erlangt: mit dem 1. Januar 1938 eine 
"Anordung des Herrn Staatspräsidenten zum Mieter- 
‚sehutz vom 15. November 1935 Rechtskraft. 

Die Anordung besagt, dass alle Wohnungen, Ge- 
schäftstokale. Werkstätten usw. ohne Rücksicht auf 
ihre Art und Grösse vom Mheterschutz ausgeseh!os- 
“en werden, wenn nach dem 1. Januar 1938 . ein 
Wechsel in der Person des Hauptmieters eintritt. 
zegebenen Räume nach dem 1. Jantar ds. Js.. ba. 
Der neue Mieter der die vom früheren Mieter auf- 
‚sieht, steht also nicht mehr unter Mieterschutz. Das 
meue Mietsverhältnis wird nur den allgemeinen Vor- 
schriften über die Vermietung von Wohnungen un- 
terliegen. 

Mit diesem Augenblick verliert auch die Forde- 
sung auf ein Abstandsgeld für die Wohnungsablöse 
ilire Berechtigung, da ja eigentlich das Abstandsgeld 
mur für den Mieterschutz gezahlt wurde, 
‚tisch"anf den nächsten Mieter überging. Alle Mie- 
ter, die bis zum 1. Januar 198 ihre Wohnungen, 
Geschäftslokale und Werkstätten behalten, haben, 
stöhen' nóch weiter unter Mieterschutz, nur mit 
dein Unterschied, dass der Mietersehntz bei Woh- 
‚aungswechsel für den Nachfolger nicht mehr in Fra- 
ge kommt und auch sie in einer neuen Wohnung den 
Nena nicht mehr in Anspruch nehmen kön- 
men. 


MKermä issigung der Gebühren für 

Die Wegebau- Käbteilungen der Wojewodsehafta 
ämter haben eine neue Vergünstigung zur Förderung 
des Kraftwagen-Verkehrs eingeführt. . Auf Grund 
einer Anordnung des V erkehrsministeriums "wurde 
der Tarif der Gebühren für Kraftwagen und Motor- 
rad Probenummern, die von Automobilfirmen ausge- 


Kraftwagen- Probe- 


die die Preise für Rohspiritus der Kampagne 1987 3S 


der automa- 
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Einkommensteuer - Entscheidungen 


Die vom Steuerzahler für das massgebende Ge: 
sehäftsjahr vorgelegte Bilanz darf nicht etwa. verwor- 
fen werden, weil sie sich auf. Handelsbücher stützt, 
welche nach dem System der vereinfachten Buchfüh- 
rung geführt werden. (NTA vom 3. 2. 36, Reg. Nr. 
4352)33. 


Als Begründung für die Verwerfung von Hau- 
delsbüchern einer juristischen Person genügt . nicht 


der Umstand, dass vereinfachte Buchführung vor- 
liegt. (NTA: vom 11. 3. 36, Reg. Nr. 2263) 34. 
Offene er geniessen nicht den 


Sehutz des Art. 4 des Gesetzes vom 18. März 1932 
Dz. Ust. Pos. 226, wonach die auf dem besonderen 


Konto verreehneten Kursdifferenzen von der Ein. 
kommensteuer bis zum Zeitpunkt der Realisierung 


Verbindliehkeiten in fremder 
(NTA vom 4. 9, 36, Reg. Nr. 


der Forderungen bezw. 
Währung befreit sind. 
3411 — 3414)55. 


1. Ein Aktivposten, welcher in Wirklichkeit trotz 
abweichender Bezeichnung Verluste aus den vergan- 
genen Jahren ausgleicht, unterliegt der Versteu- 
erung, es sei denn, dass er über das Gewinn- und 
Verlustkonto ausgeglichen und so bereits versteuert 
wurde. 


2. Kursdifferenzen bei Verbindlichkeiten einer 
jurististischen Person in fremder Währung, welche 
effektiv im Bemessungszeitraum nicht getragen wur- 
den, werden bei der Versteuerung als Reserven hin: 
zugereehnet, ausser, wenn es sich um kurzfristige 
Verpfliehtungen handelt und die Differenz sich zif- 
fernmässig auf den Tag des Reehnungsabschlusses 
unstreitig feststellen lässt. 


3. Die Uebertwvagung eines Teiles der Reserven, 
welche im bestätigten Bücherabsehluss ausgewiesen 
sind, auf ein anderes Konto, auch wenn es zu dersel- 
ben Position des Abschlusses gehört, stellt eine Ver- 
änderung des Bücherabschlusses dar und bedarf der 
Bestätigung der Gesellschaftsorgane, ohne die sie bei 
der Steuerbemessung auf Grund des Art. 21 nieht be- 
rücksichtigt werden darf. (NTA vom 29. 4. 35, Reg. 
Nr. 2762-32). 


Mieten für kommende Jahre und überhaupt 
Ausgaben, die sich auf zukünftige Zeiträume be 


ziehen, dürfen nieht vom steuerpfliehtigen Binkom- 


'Imen -vorher abgezogen werden, da sie mit den Ein- 


künften dieser Zeit in keinem ursächlichen Zusam- 
menhang stehen. (NTA vom 5. 5. 36, Reg. Nr. 
A un wu. Du and han aa apaan ET aain unitesi b 


TER Kr ge werden, geändert. So wird die monatliche Ge- 
bühr für eine Probenummer 30 Zloty, für zwei Num- 
mern 50 Złoty usw. betragen. Firmen, die mehr als 
fünf Nummern auskaufen, zahlen für jede Num- 
merntafel 10 Zloty. 


Diese Vergünstigung ist naturgemäss für. Fir- 
men,. die. mit: Kraftwagen. handeln, von grosser Be- 
deutung, denn dureh die bisherigen Gebühren muss- 
ten sie Lasten tragen, die oft 10.000 Złoty jährlich 
10.000 Złoty jährlich betrugen. 


londer der Spirituspreise. 


'In der nächsten Zeit erscheint eine Verordnung, 


frei Waggon oder Schiff der nächsten Station fest- 
legt. Die ‚Preise sind für die einzelnen Wojewod- 
schaften verschieden und betragen für einen Hekto- 
liter 100% -$ gr Spiritus in der Wojewodschaft. Wart- 
schau 67,35 7z}, Lodz 67,37 zł, Kielce 66.07 zł, Lublin 
65,07 zì, Białystok 68,62 zł, NRA 74,93 zu. Nowogro- 
dek 70,61 zl, Polesien 70,08 zł, Wolhynien 67.19. zl, 
Posen 65,77 zł, Pommerellen 65,86 z}, Krakau 65.49 zl 
Lemberg 65,33 zt, Stanislawow 64,52 zł, Tarnopol, 62.40 
zł}. und .Schlesien 73,03 zł}, In Schlesien der Preis 
also nächst Wilma am "höchsten. 


Die Konkurse im Jahre 1937. 


Während 11 Mönäten im vorigen Jahre sind in 
Polen insgesamt 101 Konkurse erklärt worden, wäh- 
rend: es in der gleichen Zeit der Vorjahre 128 wa- 
ren und im . ganzen Jahre 1936 139  Kokurse. Die 101 
Konkurse während 11 Monaten, des vergangenen 
Jahres verteilen sich, wie folgt auf die verschjede- 
nen Firmen: 7 auf Aktiengesellschaften, 28 auf Ge- 
sellschaften m. b. H., 12, auf Kommanditgesellschar- 
ten, 10 auf Genossenschaften und 44 auf Einzelun- 
ternehmen. 53 den Konkurse entfalen auf den Han- 
del und 48 auf die ‚Industrie. 


Die Weihselpfüteste.i im Jahre 1937 gestiegen. 


Im Dezember 1937 sind‘ in’ Polen insgesamt 
172.700 Wechsel zu Protest gegangen, die auf cine 
Gesamtsumme von 22 Millionen Zloty lauteten. Im 
Dezember 1936 betrug die Zahl der protestierten 
Wechsel 140.000, sie lauteten auf eine Summe von 
18,5 Millionen Złoty. Im ganzen Jahre 1937 betrug 
die. Zahl der‘ zu Protest gegangenen Wechsel 
1.736.400. auf die Summe von 212.7 Millionen Zloty, 
während im Jahre 1936 insgesamt 1.580.800 Wechsel 
auf die Summe von 215,3 Millionen Zloty zu Protost 
gegangen sind, 


7 


Die Unterzeiehnung des Protokolls über dis- 
Bücherrevision dureh den Steuerzahler bedeutet te- 
diglieh die Anerkennung des durch das Protokoll 


festgestellten Tatbestandes, dagegen nicht das Ein- 
verständnis mit den daraus vom. Revisionsorgan ge- 
folgerten und im Protokoll angegebenen juristischen 
Schlüsse. (NTA vom 28. 10. 35. Reg. Nr. 7661-32). 

Die Aberkennung des Charakters ordnungsmäs- 
siger Handelsbücher infolge. formeller Mängel be- 
gründet nieht ihre gänzliche Uebergehung bei der 
Festsetzung des Einkommens. NTA’ vom 29. 1. 35, 
Reg. Nr. 10924-31), 

Die Bezeichnung der Handelsbücher als nicht 
ordnungsmässig geführt, berechtigt die Behörden 
noch nieht, die in den Büchern enthaltenen Angaben 
als Beweis in Form von Notizen für die Höhe, des 
erzielten Einkommens bezw. erlittenen Verlustes- 
zu übergehen, solange diese Bücher nieht als. be- 
weiskräftig überhaupt abgelehnt wurden. (NTA vom 
30. 10. 36, Reg. Nr. 10819-34). 

Die Tatsache der Bezeichnung (der Handelsbü- 
cher als nieht ordnungsmässig geführt, berechtigt 
die Bemessungsbehörden nieht zar Steuerbemessung 
im Kontumatsverfahren unter völliger Ausseracht- 
lassung der in den Büchern enthaltenen Angaben als 
Beweismittel für die Höhe des erzielten Einkom- 
mens; die Behörden sind vielmehr verpflichtet, die 
Einkommensbemessung auf die im Bedarfsfalle ver- 
besserten Angaben der Bücher zu stützen und sie 
als Notizen zu behandeln. Lediglich bei festgestellter 


Unglaubwürdigkeit der Büher überhaupt darf das 
Einkommen des Steuerzahlers unter Ausserachtlas- 


sung ‘der. Bücher erfolgen. (NTA vom 30. 10.36, Reg. 
Nr. 10221-34). 

Das Fehlen von Einnahmebelegen berechtigt 
zwar die Behörde das Bruttoeinkommen unter Aus 
serachtlasstung der Bücher auf Grund der Angaben. 
über welche: sie verfügt, festzusetzen, schliesst jed‘ ‚ch. 
nieht die Festsetzung von abzugsfähigen Ausgaben 
auf Grund der vom Steuerzahler bei der Buchprü- 
fung vorgelegten Belege aus und begründet nicht die 
Anwendung der er Einkommensnöor- 
men. (NTA vom 25. 11. 36, Reg. Nr. 2497-34.). 

Als Begründung für die Verwerfung- der 
delsbücher 
behörden auf die in der Aufforderung zur Erläute- 
rungen angegebenen Gründe stützt, falls der Steuer- 
zahler in den erteilten Erläuterungen und in der Bə- 
rufung diese Gründe bestritten hat. (NTA vom 39. 
1. 35, Reg. vi 11041- 31). \ 


Han- 


«Die Zahl derozu Protest gegangenen: Wechsel: hat 
sich also im Jahre 1937 im Vergleich zum Vorjahres 
zwar erhöht, die Gesamtsumme, auf die die pro- 
testierten Wechsel lauteten, hat dagegen einen Rück- 
gang erfahren. 


Eine Milliarde für Inv estitionen im Jahre 1938-39, 


Der Vizepremier- und Finanzminister: Dr. 
Kwiatkowski hat im Haushaliausschuss des Wars 
schauer Sejms die Pläne der Regierung für die In- 
vestitionen im neuen Haushaltsjahr 1938-39 vorgele egt 
Nach diesen Plänen wird der Staat 'Arbeitem 
Höhe von 772,4. Mill. zł. finanzieren, während Privat. 
unternehmen die kommunalen Selbstverwaltungs- 
körperschaften: einschliesslich der Woj»wodschaft 
Sehlesien 227,6 Mill, z}, aufzubringen hätten. Ein 
Grossteil dieser Summe ist duren den nationalen 
Verteidigungsfonds zu finanzieren. Nach den’ vorge- 
legten Zahlen sind 68% der gesamten Investitions, 
summe durch langfristige Krelite. 19% dureh mit- 
telfristige und 22% dureh küızfristige zu decken. 
Etwa 10% der Gesamtsumme dürften durch auslän- 
dische Kredite gedeckt. werden. 


Geplanter Kanal von Oberschlesien naeh Gdingen. 


Nachdem an. den Plänen für den Bau des Ka- 
nals Warthe-Goplosee lange herumgefeilt wurd», 
wird jetzt mit der Durchführung dieser Pläne und 
dem Bau des Kanals begonnen, Die Verlängerung 
des Kanals wird die Verbindung von Bromberg 
nach Gdingen ergeben, sodass das Wasserstrassen- 
Küste ausgenutzt werden wird. Der Warthe-Gbople: 
netz Netze- Warthe für den Verkehr zur polnischen 
see-Bromberg-Glingen-Kanal ist als "Teilabsehnuitt. 
eines Kanals von ‚Oberschlesien nach Gdingen ge- 
dacht. Der erste Teilabsehnitt, der. jetzt er 
wird, hat eine Länge von 32 Kilometer. Der Bau 
ist auf 3 Jahre berechnet und soll 7 Mill. zi. kosten. 
Der Kanal ist für einen ‘Verkehr von Fahrzeugen 
bis zu 600 to Tragfähigkeit berechnet. Der Kanal von 


Oberschlesien nach Gdingen würde eine Länge von, 


656 km haben und einen: Kostenaufwand von 323 Mill z? 
erfordern wovon auf den Een Bromberg-Gdin- 
gen 206 km die 145 Mill. zł. kosten Sollen. entfallen. 


Verbiligte Bananen. 


Wie aus: Gdingen gemeldet wird, sind dort- grös- 
sere.neue Transporte Südfrüchte neuer Ernte einge: 
troffen, unter anderem grössere Mengen Bananen 


‚damit ist der Preis von Bananen von 3 zł. auf 2,40 bis 
2,60 pro kg. gefallen. 
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genügt nicht, dass sich die Berufungs-- 
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für die polnischen Reifanstälten. Im Zusammenhang ` 
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S |Einfuhr/ Ausfuhr/Verkehr II 


Br Billige Auslandapässe für Reisen über Gdingen und 
Danzig. 

Das ‚Ministerium’des Innern hat an die Wojewo- 
den und Starosten ein Rundsehreiben gerichtet, in 
dem es u. a. heisst: 

Kr: Um die Auslandsreisen auf dem Seewege volks 
tfümlieh zu machen, 
naeh Ländern, nach denen man auf dem Seewege 
reisen kann, ermässigt, und zwar auf 40 Zloty 
für Pässe mit sechsmonatiger Gültigkeitsdauer und 
auf 80 Zloty für Pässe mit einer einjährigen Gültig- 
Er  keitsdauer. ; 

Diese Gebühren werden von Personen erhoben, 
die sich auf dem Seewege über einen der Häfen des 
Be > polnischen Zollgebietes (Gdingen und Danzig) nach 
Ei europäischen oder aussereuropäischen Ländern bege- 


Be. ben wollen. _ Sie haben lediglich in einer Weise, die 
"keinen Zweifel aufkommen lässt, nachzuweisen,. dass 
| AUE sio die beabsichtigte Reise über einen der erwähn- 


| Ae» Häfen unternehmen wollen. Die zuständige Be- 

X hörde versieht den Auslandspass mit dem Vermerk: 
„Pass, gültig zur Reise nur auf dem Seewege über 
Geingen und Danzig. 


Touristenverkehr mit Italien und der Tschechoslo- 
wakei. 

Eine wichtige Position der Zanlungsbilanz stellen: 
die Einnahmen aus dem Fremdeuverkehr dar; in 
dieser Hinsicht bleiben jedoch in unserem Lande gar 
viele Wünsche offen. Erst in letzter Zeit bat sich 
die Fremdenverkehrspropaganda für unser Land be- 
lebt. Hierbei ist zu bedenken, dass wie bei den, ge- 
genseitigen Handelsheziehunger auch im Fremden- 
verkehr der 'Grundshtz der Gegenseitigkeit gilt. Wenn 
wir die Ausreise nach: dem Ausland erleichtern wer- 
‚den, so wird auch das Ausland seine Touristen: zu uns 
senden, was häufig bei der Verkehrspolitik in Ver- 
gessenbeit zu geraten scheint. 
= Īm vergangenen Jahre hat Polen die Passge- 
 bühren nach Italien auf 43.— zl. herabgesetzt und 
den polnischen Touristkn für die Reise nach Tta- 

= Wen die notwendigen Devisenmengen zur Verfügung 
gestellt. Anderseits hat sich auf Grund der Beteili- 
Tu Er von Marienbad an der Posner Messe der Zu- 

strom polnischer Erholungsbedürftiger nach diesem 
Bade vergrössert. An der diesjährigen Posner Mes- 
We wird. die Tschechoslowakei mit einer Propaganda- 
ausstellung für ihre Bäder teilnehmen; ebenso hat 
Italien seine Teilnahme bereits angemeldet. Unzwei- 
 #elhaft wird Italien seiniLand als füridie Touristik 
besonders geeignet propagieren, um damit gleich- 
Page die Erleichterungen, ‘welehe Polen, zur Förde- 
zung des polnischen Fremdenverkehrs in Italien ge- 
währt hat, ausnützen. Es wäre interessant zu erfah- 
wen, was Italien: und die Tschechoslowakei als Gegen- 
leistungen für diese Vergünstigungen getan haben 
und in welcher Weise sie ihren Staatsbürgern «die 
: ‚Ausreise nach Polen erleichtern, 


Wichtig für Importeure. 

= Wie wir bereits in Nr. 1. der Wirtschaftskorres- 
pondenz für Polen mitgeteilt haben, sind für die Be- 
scheinigung der Fakturenpreise für die Einfuhr von 
Waren im Rahmen gebundener Kompensationstran- 
saktionen eine Reihe von Dokumenten, darunter eine 
Erklärung des Importeurs darüber, dass er ausser 
dem Fakturenbetrage und den: in der Bescheinigung 
des Spediteurs angegebenen evtl. Kosten keine an- 
deren Kosten zu Gunsten des Auslands trägt, erfor- 
derlich. f 

{ Im Nachestehenden geben wir das Muster für 
diese Erklärung bekannt: 


Oświadczenie importera 


é „W związku ze złożoną prośbą o zmianie war- 
~ tości (poświadczenie. ceny) towaru MORE NER 
(który ma być sprowadzony) Tr 
-p/g ae igre Nr. WENE 
EEA e f z dnia 


u. "Fol 
En oświadczam: 


l RES i ‚ Wszystkie koszty uboczne, wymienione w punk- 

| cie 2-im części IV Instrukcji Ministerstwa Przemys- 

E E u i Handlu z dnia 25. XI. 37r. do okölnika Nr. 14 
Re: Komisji Dewizowej: 


-a) transport do granicy polskiego obszaru celne- 
go, przeladunek, magazynowanie zagranicą, 


= b) ubezpieczenie w czasie transportu do granicy 
~. — polskiego obszaru celnego, zagraniczne opłaty 
Ben: ‚ celne, przekazowe, konsularne i inne opłaty 
Be; publiczno-prawne, 
© c) zagraniczne opłaty weterynaryjne oraz koszty 
Be paszy ‘i ściółki, 


d) opłaty na rzecz makleröw i agentów ` giełdo- 
wych zagranicą, 
= œ) spedycje (prowizje spedytora zagranicą), 


`~ f) prowizja handlowa, przypadająca cudzoziemcom 

Fu Z tytułu pośredniczenia przy transakcji np. 
RAR EA agentów prrzedstawicieli itp., 

| X T: - g) procenty przy kupnie na kredyt, a także inne 

on tym podobne koszty, związane z importem da- 


nego towaru, 


herden die Gebühren für Pässe f- 


.[führt werden, in Unternehmen, die Genossenshaften 
. | führen, wnd in die Gruppe der übrigen Zahlen. Die Re- 


.| Preis der Gewerbscheine ein sehließlich der Zuschlä-r 


objęte są wartością, które dklarowalem przy ur 
nie wymienionego pozwolenia przywozu 


. . , 


aa towar dirowádzony {który ma być spro- 
wadzony) nie jest, ani nie był obciążony innymi ko- 
sztami, związanymi z jego zakupem i transportem 
do granicy polskiego obszaru celnego, a płatnymi 
pośrednio, lub bezposrednio na rzecz dostawcy (cu- 
dzoziemca). 

Podpis importera: 


A E AA 1938r. 


Geldwesen und Börse | 


Zinsenzahlung von Hypothekenschulden. 


Dias Oberste Gericht hat eine wichtige Entsehs>i- 
dung in der Frage der Zahlung der Zinsen von Hy- 
pothekensehulden gefällt. Es heisst darin: Zur Ver- 
meidung ‘der Folgen des Rückstandes in der Zah- 
lung der. Zinsen von Hypothekenscehulden für die 
Zeit von mehr als drei Monaten, das heisst zur Ver- 
meidung der Kündigung des Kapitals durch (den 
Gläubiger, genügt es, wenn der Schuldner spätestens 
am letezten Tage des dreimonatigen Zeitraumes dem 
Gläubiger die Summe, die den dreimonatigen Zinsen- 
rückständen entspricht, dureh die Post überweist. 


Die Devisenkontrolle. 


Das Oberste Gericht hat zwei wichtige Entschei- 
dungen in Sachen der Devisenkontrolle gefällt. In 
der ersten Entscheidung heisst es: . 

Die Verordnung des Staatspräsidenten über den 
Geldverkehr mit dem Auslande droht mit Strafe 
sehon für den Fall, das man sich der Devisenkontroile 
entzieht, ohne Rücksicht auf den konkreten Schaden 
für die durch die Verordnung geschützte Valuta. 

Die zweite Entscheidung besagt: Schecks auf 
ausländische Valuten, die im Auslande ausgestellt 
und auch dort zahlbar sind, unterliegen der Devisen- 
beschränkung im Sinne der obigen Verordnung. 


| Steuern ! Zölle | Verkehrstarife | 


Die Veranlagung zur Einkommensteuer, 


Wie aus Warschau verlautet, dürfte der am 1. 
März aublaufende Termin. zur Einreichung der Ein- 
kommenstenererklärungen nicht verlängert werden, 
wie das in früheren Jahren; der Fall war. Möglieh 
aber ist, dass das Finanzministerium, wie im vorigen 
Jahre, bei Personen eine Ausnahme macht, die Haa- 
delsbücher führen, und den Termin bis zum 1. April 
verlängert. E 


Die ar von. Registrierungskarten. 
Drei Gruppen von Unternehmen. 


Bisher wurden zum Preise der Gewerbescheine 
(Patente) Zahlungen zugunsten der’ territorialen und 
wirtschaftlichen Selbstverwaltung sowie des Berufs- 
schulwesens zugeschlagen. In nächster Zeit wird die 
Riegierung dem Sejm eine Gesetzesvorlage über Regi- 
strierungsgebühren: von Unternehmen und Berufen als 
selbständige Abgabe anstelle dieser Zuschläge un- 
terbreiten: Diese Registrierungsgebühren werden: alie 
Erwerbsunternehmen und gewerblichen Berufe zu 
zahlen haben, Die Erhebung der Gebühren und Aus- 
gabe der Registrierungskarten erfolgt durch die ter- 
ritoriale Selbstverwaltug. Die Gesamtsumme . der 
Einnahmen von den Registierungskarten wird der 
Höhe der Einnahmen, aus den Zuschlägen zu den 
Gewerbescheinen gleiehkommen, sodass die Institu- 
tionen, zu deren Gunsten: sie erhoben wurden, nichts 
verlieren. 


Alle Unternehmen werden: in drei Gruppen ge- 
teilt: in solche, die von registrierten Kaufleuten gs- 


gistrierungskarten werden kosten (in Klammern der 


ge): m Handelsunternehmen: für registrierte Kauf- 
leute I. und II. Kategorie — 250,— Zł. (von 370,— 
bis 3.700,— Zi), für Kaufleute III und IV, Kategorie 
— 10,— bis 30,— Zi. (von 18,50 bis 148,— Zt), in 
industriellen Unternehmen I. bis IV. Patentkategorien 
— 300,— Z. (von 370,— bis 11.100,— Z.. für die 
übrigen Zahler der VI. bis VIII. Kategorie — 7, — 
bis 25,— Z. (von 7,40 bis 222,— ZI). 


Zur Bemessung der Umsatzsteuer. 


In Anbetracht dern bevorstehenden Ver- 
anlagung zur Gewerbesteuer vom Umsatz 
für das Jahr 1937 hat das  Finanzministe- 
rium an die  Finanzkammern ein - Rund- 
sehreiben gerichtet, in dem empfohlen, wird, binnen 


vier Wochen Referate über die allgemeine Wirt- 
schaftslage in der ` Industrie, im Handel und im 
Handwerk vorzubereiten und sie den Minisierien 
einzusenden. Es sollen die Branchen angeführt 
werden, in denen eine Besserung eingetreten ist, S0- 
wie die Zweige, in denen sich die Umsätze verringert 
haben. Das Finanzministerium ist bestrebt, die Be- 
messung der Steuer auf die see Sachlage zu 
stützen, 


LEIPZIG 7 Denlschland | 


[den doch einer 
ziehen. Ein geschiekter Geschäftsführer wird es ver- 


Firma nennt, ohne auch nur zu überlegen. 


Beginn: 6. März 60% Fahrpreis- 


Ermässigung 


Alle Auskönite erteilt das 


LEIPZIGER MESSAMT 


auf den deutschen 
Reichsbahnstrecken 


oder 


der ehrenamtliche ‘Vertreter: Dr. W: ZON E, 
Katowice, ul. Drzymały 3 II. Telef. Nr. 320 74, 
EEIE E EEE 


[7 ZUM TAGES 


rn. 


Verkäufer und Kundschaft 

Die Frage, wie sich ein Verkäufer zu verhalten 
hat, wenn éin Kunde ihm beim Bedienen eines Kum- 
den hereinsprieht ‘und dabei den zu verkaufenden 
Gegenstand „schlecht maeht“, lohnt an und für sick- 
einmal ausführlich besprochen zu werden. Es kommt 
häufig vor, dass einige Kunden sich sehr wiehtig 
nehmen und meinen, den anderen Kunden einew 
Dienst: zu erweisen, wenn sie die Ware, die der be- 
treffende Kunde erstehen; will, möglichst schlecht 
wachen: Hierbei liegt die Gefahr sehr nahe, dass 
der Verkäufer dadureh verlegen und nervös wird 
und vielleicht sogar einen Streit mit dem „Miess- 
macher“ anfängt. Auch die Frage, wieso der Kunde 
zu einer. derart nachteiligen Ansicht über diese 
Ware gelangt ist, führt nieht immer zum Ziel. 

Hier wäre folgendes Verhalten zu empfehlen: 
Sobald ein derartiger „Missmacher“ sieh in den Ver- 
kaufsgang einmiseht, hört ihn der Verkäufer sehr 
interessiert an. Dann entschuldigt er sich und bit- 
tet den Geschäftsführer, dem er die Sachl 
schnell schildert, diese nachteilige Ansicht des Kun 
genauen Untersuchung zu unter- 


stehen, den „Miessmacher“ mit Leichtigkeit von dem 
anderen Kunden wegzubringem um an einem an- 
deren Platz mit ihm seine Sorgen gründlich durchzu- 
sprechen, Dadurch wird der Käufer nicht weiter ge- 
stört, kommt zu der Ansicht, dass der „Missmacher” 
vielleieht doch nicht ganz recht hatte und inzwischen 
kann der Verkäufer ihn von der Güte der Ware 
überzeugen und den Verkauf zum Abschluss brin- 
gen, F 
Es ist natürlich Für a ein Geschäft von grosster 

Wichtigkeit, dass derart nachteilige Ursachen über 
seine Waren nicht bestehen und, sofern sie doch da 
sind, möglichst schnell beseitigt werden, damit eime 
eventuelle  Kuündenflucht vermieden wird. Der 
„Miessmacher“ muss nachher ganz besonders gut 
bedient werden; sollte er mit seinem Urteil sogar 
recht haben, so muss ihm Ersatz für die schlecht» 
Ware gegeben werden, damit er mit der Ansicht das 
Geschäft verlässt, dass er dort doch reell bedient 
wurde, was verhindert, dass er bei seinen Bekann- 
ten seine schlechte Ansicht über dieses Geschäft. 
äussert, Daraus wird sich immer die Möglichkeit or- 
geben, aus dem unzufriedenen Kunden einen zufrie- 
denen zu machen, dersieh dann auch weiter m +" 
betreffenden Geschäft bedienen lassen wird. 


Noch etwas über die Werbung! as 
Viel zu häufig findet man bei Geschäftsleuten 
die Ansicht vertreten, dass sie es nieht) nötig ha- - 
ben, irgendwelche Reklame für sich zu machen, 
weil sie sowieso jeder kenne. Wie falsch leider onr 
allzu oft diese Annahme ist, davon kann man sich 
auf eine sehr einfache Art und Weise überzeugen. 
Man braucht nur Leute, die einen: gar nicht kennen. 
und die man selbst gar nicht kennt, danach zu fra- 
gen, wo beispielsweise ein gutes Schreibwarenge- 
sehäft ist, wo man am. besten Briefpapier oder Sehu z 
hefte, oder was. es sonst sei, kaufe. Und man i 
dann enttäuscht. darüber sein, wenn man in man- 
chen Fällen nieht gerade den Namen oder die Firm 
erfährt, die man gern hören möchte — nämlich 
eigene. Und richtig populär, d. h. so bekannt, dass 
man auf jede Reklame verziehten Könnte, ist man 
erst; dann, wenn jeder Mensch, jedes Schulkind die : 


Jeder Geschäftsmann, der einen: solchen h 
macht oder ihn durch ‚seine Beauftragten machen 
lässt, wird, wenn er die sicher nieht seltenen Er 
antworten zusammenzählt, zu der Meinung ko n, 
dass es für ihn keineswegs überflüssig ist, ge 
zu werben. 

Und ‚wenn sie werben, vergessen Sie fichi, es E 
Ihren Kunden so leicht wie nur möglich zu machen: 
Geben! Sie ihre genaue Adresse an, vergessen Sie 
nieht die Hausnummer, und vor allem nicht die Te- 
lefonnummer. Denn Sie sollen es durch ‚Ihre Wers 
bung dem Kunden, wie gesagt, bequem und Bi 
nehm machen, bei Ihnen: seinen Bedarf zu denken. 


žy 
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